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chen Orientierung durch gute Vor-
bilder, Werte, Regeln und Grenzen,
aber auch Freiräume, um lebenstüchtig
zu werden. GABRIELE GOTTBRATH, BERLIN

Ideologisch geprägt
Zu „Deutschlands Industrie
in Gefahr“ vom 3. August
Hervorragender Bericht über die wirt-
schaftliche Lage in Deutschland, die
von der breiten Öffentlichkeit leider so
noch nicht gesehen wird. In den star-
ken Wirtschaftsnationen der Welt
stehen den Wirtschaftsministerien
Fachleute vor, nur bei uns bekleidet ein
ideologisch geprägter Kinderbuchautor
das entsprechende Amt. Das kann nicht
gut gehen. JOACHIM STAAB, BIEBERGEMÜND

LESERBRIEFE 
Es braucht Regeln
Zu „Viele Lehrkräfte sind 
verunsichert“ vom 28. Juli
Man fragt sich, warum es immer mehr
Störenfriede an den Schulen gibt. Ha-
ben sie vielleicht das Gefühl, von einer
Lehrperson ungerecht behandelt wor-
den zu sein? Oder sind es überforderte
Kinder, deren Eltern zu viel von ihnen
erwarten? Haben sie zu wenig Erfolgs-
erlebnisse und müssen durch ihr Ver-
halten auf sich aufmerksam machen?
Finden sie in der Gruppe nicht genü-
gend Anerkennung? Oder sind sie gar
zu sehr verwöhnt? Der Artikel erinnert
mich an einen Zweitklässler, der zu
mir, seiner Lehrerin, sagte: „Es ist
schön bei dir. Bei dir darf ich nicht alles
wie bei meiner Mama.“ Kinder brau-

Ihre Post an: DIE WELT, Brieffach 2410, 10888 Berlin, E-Mail: forum@welt.de
Leserbriefe geben die Meinung unserer Leser wieder, nicht die der Redaktion. Wir freuen uns über jede
Zuschrift, müssen uns aber das Recht der Kürzung vorbehalten. Aufgrund der sehr großen Zahl von 
Leserbriefen, die bei uns eingehen, sind wir leider nicht in der Lage, jede einzelne Zuschrift zu beantworten.

D eutschlands Autoindustrie hat
Mühe, mit dem Wandel der
eigenen Branche mitzuhalten.

Elektrifizierung und Digitalisierung
sind die überragenden Trends, aus
denen das Auto der Zukunft hervor-
gehen wird. In beiden Disziplinen
hinkt das Land dem globalen Wett-
bewerb hinterher. 

Für Manager und Entwickler bedeu-
tet das umdenken: Nicht mehr der
deutsche Kunde ist entscheidend, der
nach dem nächsten Entwicklungs-
sprung beim Sechszylinder oder Tur-
bodiesel lechzt, sondern Chinesen,
deren Nachfrage sich an ganz anderen
Kriterien orientiert. An der Computer-
ausstattung zum Beispiel und der Grö-
ße der Bildschirme. VW musste sich
das gerade in China eingestehen. Die
Wolfsburger Ingenieure hatten das
Gefühl für den größten Automarkt der
Welt verloren. Nun muss sich Volks-
wagen Technologie von Start-ups in
China einkaufen, um konkurrenzfähige
Produkte liefern zu können. 

Auch bei anderen Herstellern und
Zulieferern hat der Technologietrans-
fer aus China in den Rest der Welt
bereits begonnen. Und der wird sich
beschleunigen, denn in Europa ent-

wickelt sich der Automobilmarkt in
dieselbe Richtung – wenn auch nicht so
schnell. Die technologiekritischen
Kunden in Deutschland werden noch
Jahre brauchen, bis sie aufs E-Auto
umsteigen. Und es wird eine Weile
dauern, bis sie sich von Tech-Spielerei-
en wie dem sprechenden Avatar in
vielen China-Autos zum Kauf verlo-
cken lassen. Auch beim Übergang zum
Smartphone haben die Deutschen ihre
Zeit gebraucht. Für die Unternehmen
ist das ein Risiko. 

Denn Deutschlands Exportwirtschaft
lebt davon, dass sie ihre Produkte in
aller Welt verkaufen kann, nicht nur im
Heimatmarkt. Hierzulande werden pro
Jahr insgesamt etwa so viele Autos neu
zugelassen, wie VW allein in China
verkauft. Gerade kleinere Zulieferer,
die keine starken Fühler ins Ausland
haben, stehen vor einem existenziellen
Problem: Wenn sie sich am konser-
vativen, fortschrittsfeindlichen Zeit-
geist in Deutschland orientieren, droht
der Strukturwandel für sie in einem
Fiasko zu enden. Die Bauteile der Zu-
kunft könnten dann Konkurrenten aus
Fernost herstellen.

Als VW in den 80er-Jahren mit der
Produktion in China anfing, ließ der
Konzern dort Modelle bauen, die im
Westen als veraltet galten. Die China-
Version des Jetta etwa war sehr popu-
lär. Nun könnte sich die Entwicklung
umdrehen. Dann fahren die Deutschen
mit veralteter China-Technologie.daniel.zwick@welt.de
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Gut gegen böse? Die Spaltung nimmt überhand 

SEBASTIAN NÖTZEL

Vor ein paar Wochen berichtete die „NZZ am
Sonntag“ über eine von ihr in Auftrag gege-
bene Studie, in der die politischen Differen-

zen zwischen Frauen und Männern untersucht
wurden. Der Befund: Junge Frauen werden linker,
junge Männer rechter. 

Das Forschungsinstitut Sotomo hatte sämtliche
Befragungen nach Abstimmungen seit dem Jahr
1990 ausgewertet. Die Antworten haben sich mit
der Zeit verändert. Während sich früher nur 35
Prozent der Frauen zwischen 18 und 29 Jahren
links der Mitte positionierten, würde sich heute
jede zweite junge Frau als links bezeichnen. Bei den
jungen Männern sei eine Tendenz in die andere
Richtung festzustellen, hieß es. Früher positionier-
ten sich 29 Prozent der Männer rechts der Mitte,
heute sind es 43 Prozent. Die Autoren der Studie
sprechen in ihrer Auswertung von einem „Ge-
schlechtergraben“. Aber für mich ist dieses Ergeb-
nis vor allem ein Symbol für die tiefe Spaltung
unserer Gesellschaft.

Wobei mich die meinungspolitische Entwicklung
bei jungen Frauen wundert, nehmen doch gerade
für sie die Gefahren durch linke Politik zu. Die
Auflösung der geschlechtlichen Unterschiedlichkeit
ermöglicht es biologischen Männern, in Frauen-
schutzräume einzudringen. Ein anderes Beispiel ist
die falsche Toleranz gegenüber dem konservativen
Islam in der Migrationspolitik.

Das Institut macht für den „Geschlechtergraben“
in erster Linie geschlechtsspezifische und soziolo-
gische Aspekte verantwortlich. Aber auch der of-
fensiv auftretende Feminismus spiele eine wichtige
Rolle. Das deckt sich mit meiner Wahrnehmung.
Denn diese Art des Feminismus beruht zumeist auf
der Grundannahme, dass Frauen wegen der angeb-
lich immer noch existierenden patriarchalen Struk-
turen auf ewig zur Opferrolle verdammt seien.
Männer hingegen würden bereits durch ihr Dasein

eine Bedrohung für die Emanzipation der Frau
darstellen. So behauptet die 24-jährige Ethnologie-
Studentin Lynn Kohli in einem Gespräch mit der
„NZZ“, die Frauenkrankheit Endometriose wäre
schon längst erfolgreich bekämpft worden, wenn es
sich um eine Männerkrankheit handle. Solche The-
sen sind nicht zu belegen, treiben aber einen Keil
in die Gesellschaft.

Der feministisch aufmunitionierte Grabenkampf
der Geschlechter steht für das Phänomen der Auf-
spaltung unserer Gesellschaft in Junge und Alte,
Arme und Reiche, Progressive und Konservative.
Wie schon beim Feminismus werden die Differen-
zen zwischen den betroffenen Gruppen künstlich
überhöht und argumentativ aufgeladen, indem man
der jeweiligen Gruppe positive beziehungsweise
negative Eigenschaften zuschreibt. 

Das ökologische Fehlverhalten älterer Generatio-
nen sei schuld am Klimawandel, und junge Men-
schen seien schon allein wegen ihres Alters argu-
mentativ am längeren Hebel. Die Forderungen zur
Senkung des Wahlalters entspringen dieser Idee.
Dieser gewollte Generationenstreit ist die Erfolgs-
formel von Fridays for Future, der Klimaaktivistin
Luisa Neubauer und so ziemlich jedem grünen
Bundestagsabgeordneten, der sich selbst als „junge
Stimme“ bewirbt.

Als Mitglied der Jungen Union werde ich regel-
mäßig gefragt, wie es denn sein könne, dass ich als
junger Mensch keine linken Ansichten vertrete. Ich
habe mir inzwischen angewöhnt, zu erwidern, dass

ich in Bremen nun einmal im Zentrum rot-grüner
Irrwege lebe.

Auch in der Sozialpolitik herrscht das Narrativ,
die Reichen würden auf dem Rücken der Armen
leben und neuerdings auch durch ihren Lifestyle
unsere ökologische Belastbarkeit überstrapazieren.
„Wir können uns die Reichen nicht mehr leisten!“,
hieß es zuletzt bei der „Letzten Generation“. Als
Antwort auf diese vermeintlich systematische Un-
gerechtigkeit will man erneut den Mindestlohn
erhöhen oder denkt sich Konzepte wie das bedin-
gungslose Grundeinkommen aus.

Bevölkerungsgruppen werden gegeneinander
ausgespielt, weil jeder einzelne Bereich des Lebens
politisiert ist. Es ist politisch, finanziellen Erfolg zu
haben, eine Frau zu sein oder das Rentenalter er-
reicht zu haben. Es ist politisch, ein Haus zu bauen,
in den Urlaub zu fliegen und die deutsche Fußball-
nationalmannschaft als solche zu benennen. Politik
dringt in die privatesten Lebensbereiche des Bür-
gers ein. Alles ist in Gut und Böse unterteilt. Ich
kann mir als Jugendlicher nicht vorstellen, dass es
schon immer so war. Die Leute müssen früher ein
anderes Verständnis von Staat und Politik gehabt
haben. Sie kannten schlichtweg den Wert ihrer
unpolitischen Privatsphäre. Auch ich verstehe die
gesellschaftliche Einigkeit als hohes Gut, das sich
zu schützen lohnt.

Natürlich kann man unterschiedlicher Meinung
sein, aber eine Spaltung hat fatale Folgen. Aktivisti-
sche Gruppen und manche Politiker scheinen dies
im Auftrag einer höheren Moral anders einzuschät-
zen. Die Spaltung ist das Mittel, um den vermeint-
lich unaufgeklärten Übeltäter zu markieren. Jeder
kann derzeit selbst erleben, wie sehr unsere Debat-
tenkultur darunter leidet.

T Der Autor ist Abiturient des Lloyd Gymnasiums
Bremerhaven und Mitglied der Jungen Union. 
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S zenarien für die Beendigung des
Ukrainekrieges werden in der
Literatur seit Längerem diskutiert.
Kriege enden entweder durch eine
vollständige Niederwerfung der
einen Seite oder auf dem diploma-
tischen Weg des Verhandlungs-

friedens. Doch die Kunst des Friedensschließens ist
den großen Mächten schon im Ersten Weltkrieg
abhandengekommen. Erst recht gilt dies für den
Zweiten Weltkrieg. „Unconditional Surrender“ war
damals die Parole, bedingungslose Kapitulation,
und Joseph Goebbels verkündete 1943 den totalen
Krieg. Durch Hitlers Verzicht auf Politik, durch
seine Weigerung, abzutreten und den Krieg zu
beenden, hat der deutsche Diktator eine politische
und moralische Katastrophe ohnegleichen und die
Beinahe-Debellatio Deutschlands heraufbeschwo-
ren. Wenn derzeit Blaupausen für eine Nachkriegs-
ordnung der Ukraine entworfen werden, lohnt es,
sich einige grundlegende Betrachtungen zu Krieg
und Frieden ins Gedächtnis zu rufen. 

Das Ziel von Kriegen besteht darin, den Gegner
zur Erfüllung des eigenen Willens zu zwingen. Seit
siebzehn Monaten versucht Wladimir Putin dies in
einem brutalen Akt der Gewalt ohne Erfolg. Wolo-
dymyr Selenskyj und das ukrainische Volk haben in
ihrem heldenhaften Abwehrkampf unsere ungeteil-
ten Sympathien und zudem die umfassende mi-
litärische Unterstützung der Nato-Mitglieder auf
ihrer Seite. Die Erkenntnis von Carl von Clause-
witz, dass die Anwendung des Aktes der Gewalt
keine Grenzen kennt, lässt Schlimmstes befürch-
ten. Der französische Philosoph Raymond Aron hat
den Krieg einst mit einem Kartenspiel verglichen.
Es erfordere Mut, aber zugleich eben auch die Fä-
higkeit zur Berechnung des Risikos, das die Wahr-
scheinlichkeiten des Zufalls einschließt. Kriegen
wohnt immer die Gefahr inne, dass sie zum „ab-
soluten Krieg“ (Clausewitz) eskalieren, vor allem,
wenn das Gesetz des Handelns den Händen der
Staatschefs entgleitet. Die Bilder von der Belage-
rung Bachmuts und Mariupols geben eine beklem-
mende Vorstellung von den damit einhergehenden
Grausamkeiten. Auch Hitler hatte bis Ende 1941 die
Illusion vom begrenzten Krieg gehegt.

Die Gefahr der Ausweitung des Krieges ist zu-
dem immer dann besonders groß, wenn ein Ver-
zicht auf Diplomatie stattfindet. Kriege sind eine
umfassende beiderseitige Willensprobe. Im Zen-
trum steht nach Aron die Dualität der Kunst zu
überzeugen und der Kunst zu zwingen. Strategie
bringt Diplomatie und Militärstrategie zusammen.
Der Verzicht auf Strategie indes führt dazu, dass
die Gesamtführung der militärischen Operationen
wirkungslos bleiben muss. Auch das psychologische
Element darf nicht unterschätzt werden. Besiegt ist
nur, wer sich für besiegt erklärt. Das Risiko einer
weiteren Ausweitung des Krieges sollte Anlass

genug sein, die diplomatischen Anstrengungen zu
steigern. Denn nur Diplomatie kann zu einem Ende
des Kriegsgeschehens führen. 

Vergessen scheint auch Jean-Jacques Rousseaus
Einsicht, dass der Krieg keine Beziehung von
Mensch zu Mensch, sondern vielmehr nur von
Staat zu Staat beschreibe, in der der Einzelne nicht
als Mensch zu anderen Menschen in Feindschaft
stehe. Diese Einsicht bedeutet, dass bald nach
Kriegsende alle Anstrengungen auf eine Wiederbe-
lebung der Kontakte nach Russland gerichtet sein
müssen. Für Putin ist der Ausgang des Krieges
längst zur Frage des persönlichen Überlebens ge-
worden. Am Beginn des Krieges standen gravieren-
de Fehleinschätzungen, die für ihn zum strategi-
schen Desaster geworden sind. Seine Fehleinschät-
zungen bezogen sich auf die gegnerischen Kräfte,
den ukrainischen Selbstbehauptungswillen und
auch den Zusammenhalt der Atlantischen Allianz.
Je länger der Krieg andauert, desto größer die Ge-
fahr, Putin könne Hitlers Fehler wiederholen und
die Brücken zur Zivilisation so weit abbrechen,
dass für ihn selbst eine Rückkehr an den Verhand-
lungstisch nicht mehr möglich sein wird.

Wie aber könnte eine Nachkriegsordnung – mit
oder ohne Putin – aussehen? Und worauf müssen
wir uns einstellen, wenn wir dann den Frieden auf

absehbare Zeit sichern wollen? Zunächst gilt: Krie-
ge vertiefen die Heterogenität des Staatensystems.
Die Welt vor 1914 war multipolar und weitgehend
homogen, die Welt nach 1945 bipolar und homo-
gen, die Zukunft, in die wir gehen, wird multipolar
und sehr heterogen sein. Die Rechtsordnung, die
nach dem Ende des Ukrainekrieges zu schaffen ist,
wird zudem den gleichen Bauprinzipien folgen, die
für die Welt des Völkerbundes und der Vereinten
Nationen nach 1945 gegolten haben. Das System
der Vereinten Nationen bleibt auf absehbare Zeit
stark geschwächt. Diese zunehmende Heterogeni-
tät wird das Denken in Rechtssystemen nicht er-
leichtern. Schon der Briand-Kellogg-Pakt von 1928
hat nur deklamatorisch die Ächtung des Krieges
als Instrument der Politik gebracht, nicht aber den
Ausbruch des Zweiten Weltkriegs vermeiden kön-
nen. Russland hingegen wird auf absehbare Zeit
ein strategisches Problem für künftige Ordnungs-
versuche bleiben. Die Abwendung der Gefahr einer
militärischen Eskalation bleibt weiter auf der Ta-
gesordnung.

Deshalb wird die Frage der Sicherheitstsgaran-
tien neben den territorialen Regelungen über die
künftige Gestalt der Ukraine im Zentrum der Frie-
densverhandlungen stehen. Dies kann auf ganz
unterschiedliche Weise erfolgen: Treuhandgebiete,
entmilitarisierte Zonen, Truppenstationierung,
Mitgliedschaft in Nato und – in weiterer Ferne –
auch EU. Zonen unterschiedlicher Sicherheit waren
in der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen ganz
wesentlich für den Zusammenbruch der Friedens-
ordnung nach 1918. Die Logik der Nato-Osterwei-
terung war die Grundlage für die frühe Aufnahme
der ostmitteleuropäischen Reformstaaten in die
Nordatlantische Allianz. Es ist schwer vorstellbar,
dass sich die Ukraine mit einer Neutralitätslösung
wie Österreich 1955 abfinden könnte. 

Die wirksamste Sicherheitsgarantie bleibt die
Mitgliedschaft in der Nato, nicht zuletzt, um den
folgenreichen diplomatischen Fehler der sybilli-
nischen Schlussformel von Bukarest 2008 zu kor-
rigieren, wonach Georgien und die Ukraine eines
Tages Mitglied der Nato sein werden. Wenn die
Ukraine aber bald Mitglied der Allianz und Gegen-
stand umfangreicher Transferleistungen der EU
sein wird, wird die gesamte Erweiterungspolitik der
EU neu zu definieren sein. Die gegenwärtigen Er-
eignisse auf dem Balkan sind erst die Vorboten
eines viel tiefer greifenden Umbruchs.

Eine Strategie des Westens für einen künftigen
Frieden muss sich danach ausrichten, die politi-
schen, wirtschaftlichen, ökologischen und psycho-
logischen Faktoren und den technologischen Wan-
del in seinen Auswirkungen auf die Fragen von
Krieg und Frieden neu aufeinander zu beziehen.
Vor allem Fragen der Verteidigung müssen neu
bestimmt werden und sind heute so aktuell und
prekär wie zuletzt in den 1950er-Jahren. Wohin
einseitige Abhängigkeiten und fehlende strategi-
sche Analysen führen, haben wir in der deutschen
Russland- und Energiepolitik auf schmerzliche
Weise erfahren müssen. Zeitenwenden sind Wen-
de- und Neuorientierungszeiten, insbesondere mit
Blick auf die strategische Ausrichtung und neue
Wege der Diplomatie. Nur so wird es gelingen, den
prekären Frieden zu bewahren.

T Ulrich Schlie ist Historiker und Henry-Kissinger-
Professor für Sicherheits- und Strategieforschung
an der Universität Bonn. Bis 2014 war er Abtei-
lungsleiter im Bundesverteidigungsministerium.

Die Gefahr des
„totalen Krieges“

Kiew tut sich schwer 
mit der Gegenoffensive.
Doch ohne Diplomatie
bleibt als Szenario weiter
nur der Kampf bis zur
völligen Niederwerfung
einer Seite. Das Problem:
Wer „besiegt“ ist und 
wer nicht, ist nicht 
zuletzt eine Frage 
der Psychologie

ESSAY

ULRICH SCHLIE

E in alter Witz geht so: Ein Geis-
terfahrer auf der Autobahn hört
im Radio, dass auf der Autobahn

ein Geisterfahrer entgegenkommt. Der
Fahrer ruft: „Einer? Hunderte!“ Ein
bisschen ist es so mit den Deutschen,
wenn sie an den zuletzt regnerischen,
meist kühlen, oft windigen und im
Groben und Ganzen wenig sommerli-
chen Juli im Land denken und sich
wundern, wenn Klimaforscher auf die
hohen und höchsten Temperaturen
hinweisen. Ebenso alte Weisheit: Sich
über das Wetter zu mokieren, ist indi-
viduelle und meist anekdotische Ge-
wohnheit. Gibt immer was zu meckern.
Die Klimaveränderung aber beruht auf
Daten zur schleichenden Veränderung.
Und an diesen Daten gibt es summa
summarum nichts zu deuteln.

Deshalb lässt sich der Juli 2023, wie
jetzt vom EU-Erdbeobachtungspro-
gramm Copernicus vermeldet, als der
mit Abstand heißeste bisher gemessene
Monat bezeichnen. Im Fall von Coper-
niscus bedeutet dies seit 1940; andere,
ebenfalls hysterieunverdächtige Be-
obachter wie die Nasa gehen weiter
zurück und sprechen von einem we-
sentlich längeren Zeitraum, in dem es
im Juli nicht so heiß war. Im globalen
Mittel wurden 16,95 Grad gemessen

und damit etwa 0,33 Grad mehr als im
Juli 2019, dem bisherigen wärmsten
Monat. Im Süden Europas waren Hit-
zewellen und Dürre sehr deutlich zu
beobachten. Besonders besorgnis-
erregend ist der Anstieg der Meeres-
temperaturen. Vom Mittelmeer wur-
den 28,71 Grad Celsius Wassertem-
peratur gemeldet, mehr als im Rekord-
jahr 2003. Vor Florida war das Wasser
38,4 Grad Celsius warm; da soll man
auch in der Badewanne nach 15 Minu-
ten das Wasser verlassen.

Nochmal zur Erinnerung: Die erste
Hälfte des Monats war auch in
Deutschland heiß. Insgesamt lag das
Temperaturmittel 0,4 Grad über der
schon wärmeren Vergleichsperiode 1991
bis 2020. Und ja, mit rund 100 Litern
pro Quadratmeter wurden knapp 30
Prozent mehr Niederschlag in
Deutschland gemessen, besonders in
den Alpen und an den Küsten.

Es bringt wenig, diese Wetterent-
wicklungen gegenzurechnen. Wer
glaubt, Deutschland sei von den Klima-
veränderungen weniger betroffen, weil
die Parks und Gärten derzeit aus-
nahmsweise genug Wasser haben,
steckt den Kopf in den feuchten Sand.
Eine Relativierung ist fehl am Platz.
Zugleich muss klar sein, dass Klimaver-
änderung mindestens in Jahrzehnten
vonstatten geht. Wenn die „Letzte
Generation“ ruft, mit einzelnen Maß-
nahmen seien Extremereignisse „zu
stoppen“, am besten noch schnell,
blasen sie die falsche Posaune.holger.kreitling@welt.de
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